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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


1. Abgeordneter . Welches waren die Gründe für die Vergabe 
Dr. Stavenhagen eines Forschungsauftrags über „ Wärmeanla- 
(CDU/CSU) gen in Großgebäudekomplexen" zum Preis 

von zwei Millionen DM an die Vereinigte 
Esslinger Wohnungsunterr nehmen im Wahl- 
kreis des Parlamentarischen Staatssekretärs 
des Bundesforschungministeriums, Dr. Hauff? 


2. Abgeordneter Aus welchen Gründen behauptete Bundes- 
Dr. Stavenhagen minister Matthöfer in seiner Antwort auf 
(CDU/CSU) meine mündliche Anfrage vom 18. April 1975, 

daß bisher nur ein einziges Projekt im 
Landkreis Esslingen mit einem Betrag von 
155 300 DM gefördert wurde, obwohl sich nach 
Drucksache 7/3595, Seite 25, ergibt, daß die 
Vereinigte Esslinger Wohnungsunternehmen 
mbH eine Zuwendung von zwei Millionen DM 
erhält? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 

Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Wann kann damit gerechnet werden, daß der 
Bundesausschuß für Berufsbildung zur Berufs- 
grundbildungsjahr- Anrechnungs-Verordnung 
gegenüber der Bundesregierung Stellung 
nimmt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Gilt für die Bundesregierung die in der Kölni- 
schen Rundschau vom 14. Mai 1975 geäußerte 
Ansicht des Bundesministers Bahr, Chile werde 
solange keine Entwicklungshilfe erhalten, als 
dort die Demokratie abgeschafft sei, auch für 
die Entwicklungshilfe an kommunistische 
Staaten, und kann davon ausgegangen werden, 
daß die Bundesregierung zukünftig keine 
Entwicklungshilfe oder gleichwertige Leistun- 
gen ohne entsprechende Gegenleistungen mehr 
an kommunistische Staaten erbringen wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


5. Abgeordneter 
Würtz 


(SPD) 


Welche Konsequenzen gedenkt der Bundes- 
verteidigungsminister aus dem Urteil des 
Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts, 
die Rückforderung von Ausbildungskosten bei 
vorzeitig aus geschiedenen Zeit- und Berufs- 
soldaten betreffend, zu ziehen? 


6. Abgeordneter Ist auch an eine rückwirkende Anwendung 
Würtz dieser Entscheidung zu denken, und welche 

(SPD) Zeitvorstellungen hat das Bundes Verteidi- 

gungsministerium? 


7, Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
„Amtes für Sicherheit der Bundeswehr'', wo- 
nach „die ideologische Ausrichtung der für die 
Kriegsdienstverweigerung werbenden Organi- 
sationen erkennen läßt, daß hinter der Masse 
der Anträge nicht die Überzeugung zum huma- 
nitären Pazifismus, sondern Ablehnung der 
verfassungsmäßigen Grundordnung steht"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


8. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung im Hinblick auf § 37 
Abs. 2 Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes bekannt, 
daß der am 8. Februar 1975 verstorbene briti- 
sche Nobelpreisträger Prof. Sir Röbert Robin- 
son kurz vor seinem Tode geschrieben hat, 
Fluoride seien gefährlich und ihre karies- 
hemmende Wirkung zweifelhaft, sicher sei 
jedoch, „daß sie toxische Substanzen erzeugen, 
die Gefahren im Verlauf des Stoffwechselpro- 
zesses mit sich bringen, und zwar direkt im 
Menschen und indirekt über die Nahrung"? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 
der Münchner Abendzeitung vom 12. Mai 1975 
über angebliche Milliardengesdiäfte mit le- 
bensgefährlichem Blutplasma, und kann die 
Bundesregierung garantieren, daß in der Bun- 
desrepublik Deutschland solche mangelhaften 
Blutkonserven (z. B. Blut von Süchtigen oder 
von Toten) keine Verwendung finden? 

Warum hat die Bundesregierung der Bekannt- 
machung des Bundesgesundheitsamts über die 
Fristen der Nachregistrierung von Wartezeiten 
bei Antibiotika, Sulfonamiden und anderen 
Chemotherapeutika im Veterinärbereich auf 
Grund des Gesetzes zur Änderung des Arznei- 
mittelgesetzes vom 5. Juni 1974 zugestimmt, 
die am 15. Februar 1975 nur eine Frist bis zum 
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31. Mai 1975 gewährt und den Firmen eine 
angemessene Frist zur Anfertigung und Ein- 
reichung der erforderlichen Unterlagen vorent- 
hält? 


11. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Verfahren müssen die betroffe- 
nen Arzneimittel untersucht und geprüft wer- 
den, um den Nachregistrierungsanforderungen 
des Bundesgesundheitsamts zu entsprechen, 
und hat die Bundesregierung das Verhalten 
des Bundesgesundheitsamts gebilligt, keine 
Bestimmungen über die Untersuchungsme- 
thode der Metaboliten zu erlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


12. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Tillmann 


(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Vor- 
standsmitglieder der Deutschen Bundesbahn 
gutdotierte Aufsichtsrats- und Beiratssitze inne 
haben — aber nicht — wie in anderen Verwal- 
tungen üblich — einen bestimmten Teil der 
Vergütung an die Staatskasse abliefern, weil 
sie als Vorstandsmitglieder der Deutschen Bun- 
desbahn zum Mitglied dieser Gremien berufen 
worden sind und die damit verbundenen Tätig- 
keiten in ihrer Dienstzeit ausführen? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
es zutrifft, daß der 1. Präsident der Deutschen 
Bundesbahn nach einem Krankenhausaufent- 
halt dem Pflegepersonal anstelle eines Trink- 
gelds Freifahrscheine für die Benutzung dei 
Deutschen Bundesbahn aushändigte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dem 
Verwaltungsrat der Deutsdien Bundesbahn 
bisher kein Bericht über die durch den Flug- 
zeugabsturz von Nairobi 'bekanntgewordene 
Reise des Ersten Präsidenten der Deutschen 
Bundesbahn, des Ersten Vorsitzenden der Ge- 
werkschaft der Eisenbahner Deutschlands so- 
wie der Mitglieder des Vorstands der Deut- 
schen Eisenbahnversicherungskasse gemein- 
sam mit ihren Ehegattinnen im November 1974 
nach Südafrika erstattet wurde, obwohl der 
Parlamentarische Staatssekretär Jung in der 
135. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
11. Dezember 1974 erklärte, „Der Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn hat auch mitgeteilt, 
daß er in der nächsten Sitzung des Verwal- 
tungsrates, am 13. Dezember 1974, über Anlaß 
und Finanzierung der Reise berichten wird"? 

Was wird die Bundesregierung nunmehr tun, 
um Anlaß und Finanzierung dieser Reise klä- 
ren zu lassen? 
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16. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


20. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


21. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


22. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Welchen Wettbewerbsnachteilen ist gegen- 
wärtig der grenzüberschreitende deutsche 
Fernverkehr ausgesetzt, wie schlagen diese 
sich nieder, und welche Maßnahmen plant die 
Bundesregierung? 

Trifft es zu und ist es gegebenenfalls mit dem 
Gebot der Wirtschaftlichkeit vereinbar, daß 
die Deutsche Bundesbahn für einen Abteilungs- 
leiter bei der Hauptverwaltung ein Haus für 
rund eine halbe Million DM kauft und zusätz- 
lich erhebliche Renovierungskosten aufwendet, 
wenn zugleich bundesbahneigene repräsenta- 
tive Wohnungen im selben Raum zur Verfü- 
gung gestanden hätten? 

Trifft es zu und ist es gegebenenfalls mit dem 
Gebot der Wirtschaftlichkeit vereinbar, daß 
die Deutsche Bundesbahn für ein einem Abtei- 
lungsleiter bei der Hauptverwaltung zur Ver- 
fügung gestelltes Haus eine monatliche Miete 
von nur 600 DM erhebt während die Kosten- 
miete rund 3200 DM betragen würde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieweit die 
Deutsche Bundesbahn noch an der Absicht 
festhält, die Zahl der unbeschrankten Bahn- 
übergänge drastisch zu verringern, und welche 
Zahlen liegen vor, die gegebenenfalls eine 
diesbezügliche Entwicklung deutlich machen? 

Inwieweit berücksichtigt die Bundesregierung 
bei der Konzentration von Einrichtungen der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen Bun- 
desbahn jeweils die Tatsache, daß der jewei- 
lige Standort dieser Einrichtungen im Rahmen 
des regionalen Programms zur Wirtschafts- 
förderung zum Schwerpunkt erklärt worden 
ist? 

Inwieweit werden bei den Überlegungen bzw. 
Beschlüssen zur gänzlichen oder teilweisen 
Verlagerung von Dienststellen der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn 
Entwicklungen berücksichtigt, die den Absich- 
ten des Bundeswirtschaftsministeriums und 
des jeweils zuständigen Landesministeriums 
für die Beschlußfassung über die Anerkennung 
eines Schwerpunktortes im Rahmen der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung zugrunde gelegt 
wurden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemel- 
dungen über Störungen im Postverkehr zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Chile (vgl. Rheinischer Merkur Nr, 20), und 
kann die Bundesregierung insbesondere den 
dort geäußerten Verdacht bestätigen, daß „ein- 
zelne linksorientierte Postbeamte der organi- 
sierten Gruppen innerhalb der Beamten- und 
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Angestelltenschaft, die das Wort des Bundes- 
forschungsministers Matthöfer von der Mör- 
derbande ernst nehmen und auf ihre Weise 
ausweiten, den Postverkehr aus politischen 
Gründen sabotieren"? 


23. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Gewerkschaften und Berufsver- 
bänden sind durch die Deutsche Bundespost 
Verhandlungen aufgenommen worden mit dem 
Ziel einer Vereinbarung, wie sie über den 
Schutz der gewerkschaftlichen Betätigung von 
Funktionsträgern der Deutschen Postgewerk- 
schaft mit Wirkung vom 1. Mai 1975 mit der 
Deutschen Postgewerkschaft vereinbart wor- 
den ist? 


24. Abgeordneter Welche ähnlichen Vereinbarungen gibt es im 

Pfeffermann Bereich des öffentlichen Dienstes oder zwi- 

(CDU/CSU) sehen Tarifpartnern außerhalb des öffentlichen 

Dienstes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


25. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, gegen die in den letzten Monaten zu- 
nehmenden Fälle von Verunsicherungen, Re- 
pressionen oder gar Relegationen von Rund- 
funk- und Fernsehmitarbeitern, also von 
Journalisten in Anstalten des öffentlichen 
Rechts, wegen deren in persönlicher Verant- 
wortung außerhalb ihres Dienstes geäußerten 
oder unterstützten politischen Meinungen, die 
ihnen wie jedem Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland garantiert sind, Maßnahmen zu 
ergreifen? 


26. Abgeordneter 

Lattmann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei 
Fernsehen und Funk, Anstalten des Öffent- 
lichen Rechts, zunehmend Bestrebungen gibt, 
namhafte Kommentatoren, Nachrichtenspre- 
cher, Schauspielerinnen und weitere Mitwir- 
kende von Sendungen auszuschließen, also 
zum Beispiel vom Femsehschirm femzuhalten, 
weil sie sich in ihrer Freizeit und in persön- 
licher Verantwortung an der Arbeit von Bür- 
gerinitiativen und politischen Parteien betei- 
ligen? 


27. Abgeordneter 

Lattmann 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung darin eine Behin- 
derung nadi Artikel 3 des Grundgesetzes, in 
dem es unter anderem heißt, „niemand darf 
wegen . . . seiner religiösen und politischen 
Anschauungen benachteiligt werden."? 
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28. Abgeordneter Wann und in welcher Form ist — nach den 
Dr. Wernitz Ankündigungen in den Fragestunden vom 

(SPD) 12. Dezember 1973 und 20. März 1974 — mit 

einer Einbeziehung der Zollverwaltung in ein 
fortgeschriebenes Sicherheitsprogramm zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


29. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Meldungen, 

Erhard wonach sich in Frankreich Gruppen bilden 

(Bad Schwalbach) wollen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
(CDU/CSU) eine Art Selbstjustiz üben sollen gegen Per- 

sonen, die nationalsozialistischer Völkermord- 
verbrechen beschuldigt werden? 


30. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Erhard Wiederholung von Vorgängen, wie beispiels- 

(Bad Schwalbach) weise den Überfall auf den pensionierten 
(CDU/CSU) Richter Ernst Ehlers, zu verhindern? 


31. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


In wieviel Fällen wurde bisher gegen verur- 
teilte Terroristen auf Grund des vor dem 
1. Januar 1975 geltenden Rechts Sicherungs- 
verwahrung angeordnet, und glaubt die Bun- 
desregierung, daß die seit dem 1. Januar 1975 
geltenden Bestimmungen über die Sicherungs- 
verwahrung ausreichen, um die Bevölkerung 
davor zu schützen, daß verurteilte Terroristen 
ihre erkannte Absicht verwirklichen, nach 
Strafverbüßung erneut strafbare Handlungen, 
z. B. im Rahmen krimineller Vereinigungen, 
zu begehen? 


32. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß vor dem Anschlag auf 
den Kammergerichtspräsidenten von Drenck- 
mann Polizeibeamte, Verfassungsschützer, Po- 
litiker, Redakteure und Journalisten immer 
wieder vor der Gefahr des Terrorismus und 
seiner Verharmlosung gewarnt haben, und 
hätte die Bundesregierung entgegen der An- 
sicht des Bundesministers Dr. Vogel, nie im 
Traume habe man daran gedacht, daß die Ter- 
roristen einmal als Mörder auftreten könnten, 
dennoch dieser Möglichkeit Rechnung tragen 
müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


33. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Rehlen 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
steuerliche Erleichterungen für Lärmschutzmaß- 
nahmen an Wohngebäuden notwendig sind, 
sofern das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
nicht zur Anwendung kommt? 
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34. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


35. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


36. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 

38. Abgeordneter 

Hauser 

(Bonn- 

Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Hauser 
(Bonn- 

Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) 

40. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht 
des Bundesaufsichtamts für das Kreditwesen, 
den Kreditinstituten die Werbung mit der 
Sicherheit der Einlagen, insbesondere auch 
den Hinweis auf die Gewährsträgerhaftung 
oder die Zugehörigkeit zu einem Einlagen- 
sicherungsfonds zu verbieten, und teilt sie die 
Auffassung, daß gerade die Zugehörigkeit zu 
einem Einlagensicherungsfonds ein Gütezei- 
chen für das betreffende Bankinstitut sein soll? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf das Bun- 
desaufsichtsamt für das Kreditwesen dahin 
gehend einzuwirken, daß es eine Regelung 
akzeptiert, die jede die Sicherheit des Kredit- 
instituts betreffende Werbung verbietet, so- 
weit sie sich nicht auf zurückhaltende Informa- 
tionen über Tatsachen wie z. B. die Zugehörig- 
keit zu einem Einlagensicherungsfonds be- 
schränkt? 

Trifft es zu, daß Bundesfinanzminister Dr. Apel, 
wie der „Kölner Stadtanzeiger" in seiner Aus- 
gabe vom 8./9. Mai 1975 berichtet, nach Japan 
mit „sichtbaren Kenntnislücken" angereist und 
ihm z. B. der Name des führenden Wirtschafts- 
Politikers seines Gastlandes nicht geläufig 
war? 

Wie hoch waren die Kosten der Fernostreise 
des Bundesfinanzministers (einschließlich sämt- 
licher Begleitpersonen) für den Steuerzahler? 


Weshalb war es erforderlich, daß der Bundes- 
finanzminister auf seine Fernostreise vom 
2. bis 11. Mai 1975 neben (wie vielen?) Sach- 
verständigen aus seinem Hause sowohl seinen 
Pressereferenten wie auch seinen persönlichen 
Referenten und seine Sekretärin mitnahm? 

Welche Personen, die nicht im Bundesdienst 
stehen, haben auf Staatskosten an der Reise 
teilgenommen? 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
von dem Tokio-Korrespondenten des WDR 
erhobenen Vorwurf, der Besuch des Bundes- 
finanzministers im Mai in Tokio sei „eine der 
sinnlosesten Reisen, die sich ein Minister einer 
Bundesregierung, die angeblich ein Sparpro- 
gramm verfolge, vornehmen könnte"? 

Inwiefern war bei der Fernostreise des Bun- 
desfinanzministers vom 2. bis 11. Mai 1975, 
deren Zweck nach seiner Erklärung gegenüber 
der „Frankfurter Rundschau" vom 12. Mai 1975 
die „Vorbereitung internationaler Währungs- 


8 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3630 


und Energiekonferenzen" gewesen sein soll, 
laut Presseberichten („Kölner Stadtanzeiger" 
vom 8./9. Mai 1975) von insgesamt vier Be- 
suchstagen in Japan nur ein einziger Tag Be- 
sprechungen mit japanischen Regierungsmit- 
gliedern gewidmet? 

42. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Ey die Blockierung der Verlustrücktragsmöglich- 

(CDU/CSU) keit die Investitionsneigung erheblich ge- 

bremst wird? 

43. Abgeordneter Wie umfangreich waren die Neueinstellungen 

Dr. Dollinger großen Stils, die die Volkswagenwerk AG 

(CDU/CSU) einer Meldung der Zeitschrift „Sozialdemokrat 

Magazin" zufolge noch nach der Ölkrise gegen 
den Willen des Bundes in seiner Eigenschaft 
als Kapitaleigner vorgenommen haben soll, 
und wie hat der Bund gegebenenfalls seine 
damaligen Einwände artikuliert? 

44. Abgeordneter Wie ist zu erklären, daß die von der Zeitschrift 

Dr. Dollinger „Sozialdemokrat Magazin" behaupteten Fehl- 
(CDU/CSU) entscheidungen der Volkswagen AG gegen den 

Rat des Großaktionärs Bund dennoch zustande 
kamen, und wie haben sich insbesondere die 
übrigen Anteilseigner verhalten? 

45. Abgeordneter Kann ein Unternehmer die Investitionsbeihilfe 

Kiechle von 7,5®/o nach dem Investitionshilfeprogramm 

(CDU/CSU) der Bundesregierung in Anspruch nehmen, 

wenn er den Antrag auf Genehmigung eines 
Bauvorhabens vor dem 1. Dezember 1974 ge- 
stellt hat, aber der Baubeginn vor dem 1. Juli 
1975 nicht erfolgen kann, weil die für die Ge- 
nehmigung des Bauvorhabens zuständigen Be- 
hörden den Bescheid bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht erteilt haben, und wenn nein, ist die 
Bundesregierung bereit, solche Fälle noch 
rechtzeitig positiv als bewilligungsfähig zu 
bezeichnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


46. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an der Ansicht ihres 

Höcherl wirtschaftspolitischen Pressesprechers fest, daß 

(CDU/CSU) sie ihre Orientierungszahlen z. B. über das 

reale Wachstum beibehalten kann, obwohl sich 
die tatsächlichen Voraussetzungen geändert 
haben? 

47. Abgeordneter Unter welchen Bedingungen wäre die konjunk- 

Höcherl turelle Ubergangsphase, innerhalb deren nach 

(CDU/CSU) den Worten des Bundeswirtschaftsministers 

Steuern weder erhöht werden dürfen noch 
über Steuererhöhungen gesprochen werden 
darf, als beendet anzusehen? 
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48. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Lemmrich 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Lemmrich 

(CDU/CSU) 

56. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, das Präferenz- 
gefälle bei der Förderung des Zonenrandge- 
biets zu anderen Gebieten entgegen den Vor- 
stellungen des 4. Rahmenplans wieder herzu- 
stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Frist für 
die Gewährung der konjunkturpolitischen In- 
vestitionszulage zur Förderung von Investitio- 
nen im Zonenrandgebiet für Investoren des 
Zonenrandgebiets zu verlängern? 

Ist es denkbar, daß aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen eine zentrale Elektrizitätsversorgung 
der .Bundesrepublik Deutschland durch Kern- 
kraftwerke in Form von Energieparks einer 
dezentralen, die bisher geplant ist, vorzuziehen 
ist, und auf Grund welcher Untersuchungen 
und Unterlagen kommt die Bundesregierung 
zu ihrem Urteil? 

Bis wann rechnet die Bundesregierung damit, 
daß Naß-Kühltürme in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr eingesetzt werden 
können, und in welchem Umfang ist sie bereit, 
die Installierung von Trocken-Kühltürmen zu 
erleichtern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung der französischen Regierung, die 
Compagnie Internationale pour l'Informatique 
(CII) mit der Honeywell-Bull (HB) zu einer 
neuen französisch-amerikanischen Computer- 
firma zu verschmelzen? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die weitere Kooperation der euro- 
päischen Computerindustrie angesichts dieser 
Entwicklung? 

Trifft es zu, daß Gemeinden, die nach dem 
jüngsten Beschluß des Planungsausschusses der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" nicht mehr den 
Status als Schwerpunktort behielten, der Zu- 
griff auf wichtige Teile der ERP-Mittel ver- 
wehrt ist? 

Seit wann wird die mittelständische Wirtschaft 
mit ERP-Darlehen gefördert? 


Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
rung bisher unterlassen, eine umfassende 
Sammlung aller staatlichen Finanzierungs- und 
Förderungsmöglichkeiten für die gewerbliche 
Wirtschaft und für die Gemeinden vonseiten 
des Bundes herauszugeben, obgleich dafür in 
der Bevölkerung und in der Verwaltung we- 
gen der Unübersichtlichkeit auf diesem Gebiet 
ein dringendes Bedürfnis besteht? 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3630 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


57. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Wie hat die Bundesregierung die Bestandsauf- 
nahme der Agrarpolitik der Europäischen Ge- 
meinschaft, die sie mittels eines politischen 
Eklats durchgesetzt hatte, inzwischen gefördert, 
und welche Ergebnisse sind auf Grund welcher 
Schritte zu erwarten? 


58. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie wirkt sich das Lome-Abkommen mit den 
AKP-Staaten in Afrika, der Karibik und im 
Pazifik auf den Agrarmarkt der EG aus, und 
welche Kosten bzw. Einnahmenverluste trägt 
der EAGFL-Fonds in Brüssel? 


59. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Ver- 
handlung des Ministerrats am 23724. Mai 1975 
in Brüssel eine Änderung der Rapsmarktord- 
nung zu beantragen: Herabsetzung des Min- 
destölgehalts auf 38% und Heraufsetzung des 
Richtpreises um 15 DM/dz, um die Landwirt- 
schaft bei der Umstellung auf Qualitätsraps zu 
unterstützen? 


60. Abgeordneter Welche Mengen an Rindfleisch sind im Jahr 
Schedl 1975 aus EG-Kühlhausbeständen zu welchem 

(CDU/CSU) Kilo-Preis an Ostblockstaaten geliefert wor- 

den? 


61. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß Nahrungsmittel aus EG-Beständen 
auschließlich und zwar verbilligt an caritative 
Einrichtungen oder sozial Schwache innerhalb 
der Staaten der Europäischen Gemeinschaften 
abgegeben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


62. Abgeordneter Trifft es zu, daß auch nach Inkrafttreten des 
Pawelczyk Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen 

(SPD) Altersversorgung Arbeitnehmer einen An- 

spruch auf Betriebsrenten trotz mehr als 12- 
jähriger Betriebszugehörigkeit bei vorzeitiger 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses verlieren 
können, wenn die Zeit der Betriebszugehörig- 
keit nicht zusammenhängend verbracht worden 
ist, sondern eine Unterbrechung aufweist? 
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63. Abgeordneter 
Pawelczyk 
(SPD) 


64. Abgeordneter 
Ziegler 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


66. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


67. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


68. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung bejahendenfalls in 
dieser Tatsache eine Benachteiligung von Frau- 
en, die wegen der Erziehung von Kindern vor- 
übergehend ihre Erwerbstätigkeit unterbre- 
chen und später wieder an ihren alten Arbeits- 
platz zurückkehren, und hält die Bundesregie- 
rung eine Abhilfe durch eine Gesetzesände- 
rung für möglich und nötig? 


Wie ist die Antwort der Bundesregierung auf 
meine mündliche Anfrage in der Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 9. April 1975 mit 
neuerlichen Meldungen zu vereinbaren, die 
Ausgleichszahlungen der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte an die Landesversiche- 
rungsanstalten würde nach neuesten Schätzun- 
gen mindestens 9 Milliarden DM, vielleicht 
sogar 11 Milliarden DM betragen, so daß die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
ihre Reserven angreifen müsse wie schon im 
März 1975 mit 241 Millionen DM? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
weitere Jahrgänge in die Vorsorgeuntersu- 
chungen zur Früherkennung von Krebs einzu- 
beziehen, da der bisherige Kreis der Berech- 
tigten verhältnismäßig wenig Gebrauch von 
den angebotenen Untersuchungen machte? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Bestre- 
bungen, auch für Herz- und Kreislauferkran- 
kungen Vorsorgeuntersuchungen einzuführen, 
nachdem statistisch erwiesen ist, daß mehr 
Menschen an diesen Krankheiten sterben als 
an Krebs? 


Welche Rechtsverordnungen sind bisher im 
Hinblick auf den § 9 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes von 1969 erlassen worden, und wei- 
che Verordnungen gedenkt die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf die gegenwärtige Lage 
im Bereich des Lehrstellenangebotes in der 
Bundesrepublik Deutschland gegebenenfalls zu 
erlassen? 


Findet nach Auffassung der Bundesregierung 
die Besitzstandsklausel des Artikels 10 Nr. 3 
des Gesetzes zur Neuregelung des Volljährig- 
keitsalters, wonach entsprechend dem Willen 
des Gesetzgebers nachteilige Folgen aus der 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters bei 
Renten in jedem Fall ausgeschlossen sein soll- 
ten, auch auf Betriebsrenten und private Ren- 
ten Anwendung, sodaß etwa laut einem 1970 
unter früherem Recht vereinbarten Geschäfts- 
führervertrag „noch minderjährige Kinder eine 
volle Waisenrente in Höhe von 15^Vo der väter- 
lichen Rente" bis zur Vollendung ihres 21. Le- 
bensjahres anzusprechen haben? 
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69. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Ist es — falls die vorausgehende Frage bejaht 
wird — mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
zu vereinbaren, wenn eine Finanzbehörde den 
Standpunkt vertritt, eine 1974 achtzehn Jahre 
gewordene Waise habe als nunmehr Volljäh- 
rige keine Rente aus dem Geschäftsführerver- 
trag ihres Vaters mehr anzusprechen, während 
Waisen, die eine gesetzliche Rente erhalten, 
ihren Rentenanspruch bis zu ihrem 21. Lebens- 
jahr behalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


70. Abgeordneter 
Hösi 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Land Berlin die S-Bahn- 
Züge am 1. Mai 1975 mit der Flagge der „DDR" 
versehen waren, und was hat die Bundesregie- 
rung unternommen, um dafür zu sorgen, daß 
der damit dokumentierte Hoheitsanspruch Ost- 
Berlins auf das S-Bahn-Gelände in West-Berlin 
eindeutig und erfolgreich zurückgewiesen 
wird? 


Hat die Bundesregierung entsprechend den 
öffentlichen Erklärungen des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen auch die Re- 
gierung in Ost-Berlin darauf hingewiesen, daß 
Verweigerung und Verhinderung jeglicher Hil- 
fe für das in Berlin in die Spree gestürzte 
türkische Kind von der Bevölkerung als Mord 
angesehen wird und eine unerträgliche Bela- 
stung des mit dem Grundvertrag angestrebten 
Zustands in Deutschland darstellt? 

Welche Verträge, Abkommen oder sonstige 
Rechte verletzte nach Auffassung der Bundes- 
regierung die DDR im Zusammenhang mit der 
Verweigerung der Hilfeleistung für ein ertrin- 
kendes Kind durch die „Grenztruppe der 
DDR"? 

Wieviel Fälle von Mord, Totschlag, Verwun- 
dung und verweigerter Hilfeleistung mit To- 
desfolge hat die Bundesregierung von seiten 
der DDR und Ost-Berlins an und bei der De- 
markationslinie und Mauer seit Oktober 1969 
und seit Abschluß des Grundvertrags festge- 
stellt? 


Was bedeutet die Ausführung von Staats- 
sekretär Dr. Schüler gegenüber dem Ständigen 
Vertreter der DDR am 14. Mai 1975 konkret 
und im einzelnen, daß die Bemühungen der 
Bundesregierung um ein besseres Klima zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten schwer 
beeinträchtigt worden seien? 
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75. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


77. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 

78. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


In welcher Form und mit welchen Argumenten 
hat die Bundesregierung die Behauptung von 
Ostberliner Stellen zurückgewiesen, die ver- 
weigerte Hilfeleistung an dem türkischen Jun- 
gen Cetin Merb sei auf Westberliner Ver- 
schulden zurückzuführen? 

Hat die Bundesregierung in Zusammenarbeit 
mit dem Berliner Senat und den drei west- 
lichen Gewahrsamsmächten den türkischen Be- 
hörden alle notwendigen Einblicke und Kennt- 
nisnahmen gewährt, um den Vorgang um den 
ertrunkenen türkischen Jungen eindeutig auf- 
zuklären? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Wann ist mit der Eröffnung des Goethe-Insti- 
tuts in Singapur zu rechnen, dessen Notwen- 
digkeit von allen zuständigen Stellen seit 
langem bejaht wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung heute die 
Ereignisse des 17. Juni 1953, nachdem der 
Bundeskanzler am 7. Mai 1975 der Sowjet- 
union ausdrücklich für „so viel Hilfe, Versöh- 
nungsbereitschaft, gute Nachbarschaft und 
Partnerschaft" seinen Dank ausgesprochen hat? 

Auf welche Fakten stützt sich die Behauptung 
des Bundeskanzlers in seiner Ansprache zum 
8. Mai 1975, daß wir dankbar sind für „so viel 
Hilfe, Versöhnungsbereitschaft, gute Nachbar- 
schaft und Partnerschaft" und daß in diesen 
Dank neben den USA „ausdrücklich auch die 
Sowjetunion" miteinbezogen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich z. B. im 
Rahmen der Vereinten Nationen dafür einzu- 
setzen, daß durch eine Untersuchungskommis- 
sion oder auf einem anderen Wege festgestellt 
wird, ob in den von den Kommunisten in Indo- 
china besetzten Ländern die Menschenrechte 
gewahrt werden, und verneinendenfalls Maß- 
nahmen ergriffen werden, um die Machthaber 
zu deren Einhaltung zu bewegen? 

Warum fördert die Bundesregierung finanziell 
Schulbuchempfehlungen, die die Massenver- 
treibung von 12 Millionen Deutschen als „Be- 
völkerungsverschiebung", Evakuierung, Flucht 
und Zwangsumsiedlung und nicht als ein 
— auch nach der UN-Charta, insbesondere 
aber auch nach der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention und unter Beachtung der 
Vorschriften des Artikels 25 des Grundgeset- 
zes — verbotenes Vertreibungsverbrechen be- 
zeichen? 
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82. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche politischen und pädagogischen Werte 
waren für die finanzielle Förderung von Schul- 
buchempfehlungen bei den deutsch-polnischen 
Schulbuchkonferenzen für die Bundesregierung 
maßgebend, wenn diese Empfehlungen in Miß- 
achtung der personalen und Menschenrechte 
sowie zwingenden Völkerrechts die Vertrei- 
bungen nach dem Zweiten Weltkrieg (von 
denen nicht nur Deutsche, sondern auch Polen, 
Tschechen, Rumänen und Angehörige anderer 
Völker betroffen waren) einfach als Maßnah- 
men zu rechtfertigen suchen, die „darauf ab- 
zielten, staatliche und ethnische Grenzen nach 
Möglichkeit in Übereinstimmung zu bringen"? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Auf wieviel Betriebsversammlungen haben der 

Schmidt Bundeskanzler und Mitglieder des Kabinetts 

(Wuppertal) in der Zeit vom 1. Januar 1974 bis zum 

(CDU/CSU) 15. Mai 1974 gesprochen? 

2. Abgeordneter Auf wieviel Betriebsversammlungen haben der 

Schmidt Bundeskanzler und Mitglieder des Kabinetts 

(Wuppertal) in der Zeit vom 1. Januar 1975 bis zum 

(CDU/CSU) 15. Mai 1975 gesprochen? 

3. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

Schröder die sogenannten „Informationsschriften" und 

(Lüneburg) Broschüren der einzelnen Bundesministerien 

(CDU/CSU) und des Bundespresseamts, auf den Titelblät- 

tern mit Aufklebern von Verbänden, Organi- 
sationen und Parteien jeglicher Art partiell 
überdeckt werden und damit bei den Bürgern 
der Eindruck entsteht, als ob diese Institutio- 
nen die Herausgeber der entsprechenden 
Schriften sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter Sind die Entlassungen bei dem Sender „Freies 
Dr, Wittmann Europa" in München auf ausländische Inter- 

(München) ventionen zurückzuführen? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 

Niegel der aktiven Sympathisanten der Linksterro- 

(CDU/CSU) risten unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 

bei der gewalttätigen Sympathiedemonstration 
in Berlin im November vergangenen Jahres 
nach Presseberichten 10 000 Personen teilnah- 
men? 

6. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der überprüften „Per- 

Niegel sonen aus dem weiteren Umfeld der Terro- 

(CDU/CSU) risten", von denen nach Mitteilung des Bun- 

desinnenministers über lOVo angeben, ihre 
Personalausweise verloren zu haben? 
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7. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Trifft es zu, daß der im Gebiet des Landkreises 
Groß-Gerau gelegene Ginsheimer Altrhein das 
„giftigste Gewässer" der Bundesrepublik 
Deutschland ist, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, gegebenenfalls zu- 
gunsten der Bevölkerung Abhilfe für die be- 
troffene Bevölkerung zu schaffen? 


8. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, Ost-Berlin fordere für 
Gierenstein die künftige Nutzung der Eckertalsperre die 

(CDU/CSU) jährliche Zahlung einer „siebenstelligen Sum- 

me"? 


9. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung die seit 1973 
vorliegenden Gesetzentwürfe zur Beseitigung 
der Nachteile der Heimkehrer in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und für einen ge- 
rechten Abschluß des Kriegsgefangenengeset- 
zes, und wenn ja, worin liegen die Hinder- 
nise für eine Verwirklichung bzw. bis wann 
ist mit dem Inkrafttreten zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Anklagen sind nach dem Wirksam- 
werden des Gesetzes zu dem Abkommen vom 
2. Februar 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der französi- 
schen Republik über die deutsche Gerichtsbar- 
keit für die Verfolgung bestimmter Verbrechen 
erhoben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 


(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß trotz der Bedenken des Bundesauf- 
sichtsamts für das Kreditwesen hohe Beamte 
ohne eine besondere Qualifikation für ein der- 
artiges Amt in die Leitung von Landesbanken 
wechseln, insbesondere den Fall des Bremer 
Staatsrats Klaus Franzen, der nach Pressemel- 
dungen sein Amt als Leiter der Staatskanzlei 
verläßt, um das Amt des „Stellvertreters des 
Vorstands" der Bremer Landesbank zu über- 
nehmen, das erst auf Grund der Intervention 
des Bundesaufsichtsamts für das Kreditwesen 
neu geschaffen wurde, weil dieses Franzen 
auf Grund der fehlenden Bankenerfahrung 
nicht als stimmberechtigtes Vollmitglied im 
Vorstand sehen wollte? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Forderung des 

Zebisch bayerischen Städteverbands berücksichtigen 

(SPD) und bei der Vorbereitung künftiger Konjunk- 

turprogramme den Entscheidungsspielraum der 
Städte und Gemeinden gegenüber den bisheri- 
gen Programmen dadurch ausweiten, daß zum 
Beispiel der Förderkatalog weiter gefaßt wird, 
um gemeindliche Prioritäten zu berücksichti- 
gen, daß weiter ein Vorbereitungszeitraum 
von mindestens sechs Wochen gewährleistet 
wird und schließlich bereits in den Haushalten 
der Gemeinden vorgesehene Maßnahmen ge- 
fördert werden können, um zu vermeiden, daß 
Prioritätenverschiebungen auf Grund öffent- 
licher Förderungen ohne sachlichen Grund vor- 
genommen werden? 

13. Abgeordneter Da in der Zeit von 1962 bis 1974 die Zahl der 

Dt. Jahn Industriebetriebe im Bereich der Industrie- 

(Braunsdiweig) und Handelskammer Braunschweig von 665 auf 

, (CDU/CSU) 551 und die in ihnen Beschäftigten von 125 300 

auf 114 900 zurückging, frage ich die Bundes- 
regierung, ob sie bereit ist, bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge neue Wege zu gehen 
durch Verlegung ganzer Fertigungen in diesen 
Raum — wie es die Industrie- und Handels- 
kammer Braunschweig vorschlägt — , um der 
Wirtschaft dieses Raums eine ausgeglichenere 
Beschäftigung zu sichern? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Zonenrand- 

Dr. Jahn gebiet bei der Objektförderung sowohl der 

(Braunsdiweig) Neueinrichtung von Betrieben als auch der 

(CDU/CSU) Erweiterung bestehender Betriebe die gleichen 

Konditionen zur Anwendung zu bringen? 

15. Abgeordneter Wer in der Bundesrepublik Deutschland ver- 

Hödierl tritt noch die Auffassung, daß wir uns schon 

(CDU/CSU) im Aufschwung befinden und wenn ja, mit 

welcher Begründung? 

16. Abgeordneter Wie rechtfertigt die Bundesregierung den Be- 

Gierenstein such von Bundesminister Dr. Friderichs in Li- 

(CDU/CSU) byen angesichts der Unterstützung, die die 

Urheber von Terroranschlägen auf Deutsche 
durch die libysche Regierung erfahren haben? 

17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die beab- 

Ey ' sichtigten ungewöhnlich hohen staatlichen För- 

(CDU/CSU) derungsmaßnahmen für ein großes britisches 

Automobil- und Landmaschinenunternehmen, 
besonders auch im Hinblick auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit deutscher Unternehmen im in- 
ternationalen Markt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


18. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Öl- 
mühlenindustrie spätestens zwei Monate vor 
der neuen Ernte wissen muß, zu welchen Be- 
dingungen sie Raps kaufen kann, und wird sie 
diese Tatsache bei den Verhandlungen in 
Brüssel um den Qualitätsraps berücksichtigen? 


19. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Beschlüsse von Ministerrat und Kom- 
mission der EG haben nach Meinung der Bun- 
desregierung dazu geführt, daß der Milchmarkt 
der EG völlig verunsichert worden ist und die 
Magermilchpulver-Interventionsmengen stark 
ansteigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter Trifft es zu, daß durch die Verordnung zur 
Dr. Wernitz Durchführung des § 33 des Bundesversor- 

(SPD) gungsgesetzes in der Neufassimg vom 23. De- 

zember 1974 in zahlreichen Fällen eine erheb- 
liche Minderung bisher gewährter Versor- 
gungsbezüge eintritt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


21. Abgeordneter Wie viele Volljuristen beziehen in der Bun- 
Dr. Wittmann desrepublik Deutschland Sozialhilfe? 

(München) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


22. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten da- 
Zebisdi für, daß die Deutsche Bundesbahn die Bahn- 

(SPD) linie Nürnberg — Furth im Wald in absehbarer 

Zeit zweigleisig ausbaut und elektrifiziert? 


23. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Macht die Einteilung des Bundesgebiets in 
Verkehrsbereiche zum Empfang der Verkehrs- 
sender eine Neubeschilderung der entsprechen- 
den Hinweistafeln an Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen erforderlich, und wer trägt die 
Kosten, wenn anstelle der bisherigen Schilder 
neue Hinweisschilder angebracht werden? 
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24. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


26. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Was ist der Grund dafür, daß die alten Hin- 
weisschilder nicht durch ergänzende Hinweise 
mit dem entsprechenden Buchstaben vervoll- 
ständigt werden, sondern daß neu angefertigte 
Schilder angebracht werden, und wie hoch ist 
der Aufwand für diese neue Schilderaktion 
auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen? 

Ist es richtig, daß die Transportkosten für 
humanitäre Hilfesendungen auf dem Luftweg 
oft das Vielfache des Werts der Sendung be- 
tragen, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, durch internationale Verein- 
barungen (Luftpool) durch den Einsatz von 
wirklichen Transportmaschinen statt der aus- 
hilfsweisen Benutzung von Passagiermaschi- 
nen diese Kosten zu verringern? 

Ist sichergestellt, daß durch eine rechtzeitige 
Instandsetzung der Eisenbahnbrücke über die 
Donau bei Hacklstein der Zugverkehr auf der 
Strecke Passau — Waldkirchen — Freyung nicht 
von der Einstellung bedroht wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Gemeinde 
Oberstdorf den Bau einer Gemeindeverbin- 
dungsstraße auf einer der möglichen Trassen 
der B 19 — Breitachbrücke — Walsertal — ohne 
vorhergehendes Raumordnungsverfahren zu 
gestatten, und wenn ja, auf welcher der beiden 
Varianten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ab 1958 
der Verkehrswacht Ansbach eine Vielzahl von 
Vorschlägen zur Verbesserung des Schutzes 
für Fußgänger auf nächtlichen Straßen durch 
Tragen von reflektierenden Gegenständen ver- 
schiedenen Bundesministerien unterbreitet und 
daß diese Vorschläge mit großem Erfolg zwi- 
schenzeitlich wohl in anderen Ländern, z. B. 
in Skandinavien, nicht aber in der Bundes- 
republik Deutschland verwirklicht wurden? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Selbstschutz des Fußgängers auf nächtli- 
chen Straßen unverzüglich verbessert werden 
muß, um die Zahl der bei Verkehrsunfällen 
auf nächtlichen Straßen getöteten Fußgänger 
zu verringern, und wird die Bundesregierung 
deshalb bereit sein, die Vorschläge der Ans- 
bacher Verkehrswacht unverzüglich in gesetz- 
liche Regelungen aufnehmen? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, mit 
dem Neubau der Bundesautobahn zwischen 
den Anschlußstellen beim Stadtteil Salzgitter- 
Salder und Westerlinde zu beginnen, und in 
welchem Zeitraum wird dieses Vorhaben fer- 
tiggestellt sein? 
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31. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, mit 

Sauer dem Bau der Umgehungsstraße für die Stadt 

(Salzgitter) Bad Gandersheim, B 64, zu beginnen, und in 

(CDU/CSU) welchem Zeitraum wird dieses Ausbauteilstück 

fertiggestellt sein? 

32. Abgeordneter Wann ist mit der Schaffung eines einheitlichen 

Krampe Telefonnetzes für Hamm bzw. mit einer Um- 

(CDU/CSU) Stellung auf den Nahdienst zu rechnen? 

33. Abgeordneter Wan kann mit der Erstellung eines amtlichen 

Krampe und örtlichen Telefonbuchs für Hamm gerech- 

(CDU/CSU) net werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


34. Abgeordneter Wann kann mit einem einheitlichen Antrags- 

Milz verfahren für die Erstattung von Schallschutz- 

(CDU/CSU) maßnahmen bei Wohngebäuden nach § 9 

Abs. 4 des Fluglärmgesetzes gerechnet wer- 
den, und wann können Anwohner in der 
Schallschutzzone 1 Vorschüsse für Aufwen- 
dungen von Schallschutzmaßnahmen gewährt 
werden? 

35. Abgeordneter Welche baulichen Schallschutzelemente für 

Milz Schallschutzmaßnahmen bei Wohngebäuden 

(CDU/CSU) nach dem Fluglärmgesetz haben inzwischen 

einen Preisrückgang erfahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

36. Abgeordneter Werden Informationen von der Bundesregie- 

Amling rung an Krankenhäuser und Ärzte ausgegeben, 

(SPD) die darüber Auskunft erteilen, wie ein Antrag 

an DDR-Behörden formuliert sein muß, damit 
mit Aussicht auf Erfolg die Verwandten, im 
Fall von lebensgefährlichen Erkrankungen 
ihrer Angehörigen in der Bundesrepublik 
Deutschland, die DDR zu einem Krankenbe- 
such in die Bundesrepublik Deutschland ver- 
lassen dürfen, und wenn ja, in welcher Form 
werden die Informationen bekanntgegeben? 

37. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 

Röhner nommen bzw. was gedenkt sie noch zu tun, 

(CDU/CSU) um Bürgern der Bundesrepublik Deutschland 

zu deren in Ost-Berlin oder in der DDR fest- 
gehaltenen Vermögenswerten (Immobilienbe- 
sitz oder Sperrkonten) zu verhelfen? 
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38. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


Ist für den Fall, daß eine Realentschädigung 
im Rahmen des Zahlungs- und Verrechnungs- 
verkehrs mit der DDR nicht zu erreichen ist, 
auch an Ersatzleistungen seitens der Bundes- 
regierung gedacht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


39. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Gesamtzahl der Berater des 
Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie unter Zugrundelegung des Beratungs- 
plans 1974, wie viele Berater fungieren davon 
in Dauergremien, wie viele in ad-hoc-Gre- 
mien? 


40. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Wie verteilt sich die Gesamtzahl der Berater 
auf die Herkunftsbereiche Hochschule, außer- 
universitäre Forschungseinrichtungen, Indu- 
strie, Verbände, Verwaltung, Gewerkschaft? 


Bonn, den 15. Mai 1975 



